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DSK plant Hilfestellungen für die effektive Anonymisierung und Pseudo-
nymisierung von personenbezogenen Daten 
Die Konferenz der unabhängigen Datenschutzaufsichtsbehörden von Bund und Län-
dern (DSK) hat beschlossen, praktische Hilfestellungen für die effektive Anonymisie-
rung und Pseudonymisierung von personenbezogenen Daten zu erarbeiten.  
 
Der Europäische Datenschutzausschuss (EDSA) hat bereits Leitlinien zur Pseudony-
misierung veröffentlicht. Das DSK-Papier wird auf diesen EDSA-Leitlinien aufbauen 
und anhand konkreter Beispiele aus medizinischer Forschung, KI-Entwicklung oder 
Statistik zeigen, welche Anforderungen und Verfahren für die Pseudonymisierung und 
Anonymisierung wichtig sind. 
 
Die DSK hat außerdem den Einsatz von KI-basierten Systemen in der öffentlichen 
Verwaltung diskutiert. Eine Umfrage unter den Aufsichtsbehörden ergab, dass öffent-
liche Stellen eine große Breite an KI-Verfahren in unterschiedlichen Bereichen und für 
vielfältige Zwecke entwickeln oder bereits einsetzen. Die DSK hat beschlossen, dass 
sich ihr seit Januar 2025 bestehender Arbeitskreis Künstliche Intelligenz mit den dar-
aus entstehenden Fragen befassen soll. 
 
Quelle: PM des DSK vom 30. Januar 2025 
 
 

Sicherheitsvorkehrungen beim Versand von E-Mails mit angehängten 
Rechnungen im Geschäftsverkehr 
Der Kunde ist nicht verpflichtet, erneut eine Rechnung zu bezahlen, wenn die vom 
Unternehmer per Mail versandte Rechnung von Unbefugten manipuliert wurde und der 
Kunde deshalb auf das Konto eines unbekannten Dritten zahlt.  
 
Das OLG Schleswig hat entschieden, dass dem Unternehmen grundsätzlich zwar wei-
terhin ein Anspruch auf Zahlung der Vergütung zusteht. Die Zahlung auf eine „fal-
sches“ Konto befreit den Kunden nicht von seiner Zahlungspflicht. Diesem Anspruch 
steht jedoch ein Anspruch des Kunden auf Schadensersatz entgegen.  
 
Vorliegend hatte der Kunde einen Anspruch auf Schadensersatz nach Art. 82 DSGVO. 
Das Unternehmen ist seiner Pflicht, geeignete technische und organisatorische Maß-
nahmen zu ergreifen, um die sichere Verarbeitung personenbezogener Daten – in die-
sem Fall bezogen auf die Daten in der Rechnung – zu gewährleisten, nicht nachge-
kommen.  
 
Auch wenn es keine konkreten gesetzliche Anforderungen an eine Verschlüsselung 
von E-Mails gibt und auch die DSGVO eine Verschlüsselung nicht zwingend vor-
schreibt, ist nach Ansicht des OLG die eingesetzte Transportverschlüsselung beim 
Versand von geschäftlichen Emails mit personenbezogenen Daten zwischen Unter-
nehmer und Kunden – jedenfalls bei dem hier bestehenden hohen finanziellen Risiko 
durch Verfälschung der angehängten Rechnung – nicht ausreichend und kann keinen 
„geeigneten“ Schutz im Sinne der DSGVO darstellen. Vielmehr ist eine End-to-End-
Verschlüsselung zu implementieren.  
 
Dadurch, dass die E-Mail gehackt wurde und die Kundin auf ein falsches Konto gezahlt 
hat, ist ihr ein massiver finanzieller Schaden durch die erneute Zahlungspflicht ent-
standen.  

https://www.edpb.europa.eu/news/news/2025/edpb-adopts-pseudonymisation-guidelines-and-paves-way-improve-cooperation_de
https://www.edpb.europa.eu/news/news/2025/edpb-adopts-pseudonymisation-guidelines-and-paves-way-improve-cooperation_de
https://datenschutzkonferenz-online.de/media/pm/20250130-DSK-PM-ZwiKo.pdf
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Das Gericht stellt zudem klar, dass durch die stetig wachsende Gefahr von Hackeran-
griffen auf Unternehmen und die hohe Schadensträchtigkeit des Versands von Rech-
nungen per E-Mail von einem Unternehmen eine entsprechende Voraussicht und ein 
entsprechendes proaktives Handeln verlangt wird. Es verkennt dabei aber nicht, dass 
eine End-to-End-Verschlüsselung für ein Unternehmen einen gewissen technischen 
Aufwand erfordert. Trotzdem ist auch von einem kleineren Unternehmen – wie der 
Klägerin als mittelständischem Handwerksbetrieb – zu erwarten, dass es sich zum 
Schutz der Daten seiner Kunden zu computertechnischen Sicherheitsanforderungen 
informiert und sich diesbezüglich beraten, fortbilden und mit der notwendigen Software 
ausstatten lässt.  
 
Soweit dieser zu erwartende hohe Standard zum Schutz der personenbezogenen Da-
ten beim Versand von Emails mit angehängten Rechnungen nicht sichergestellt wer-
den kann, bleibt für ein Unternehmen – ohne dass hierfür größerer technischer 
und/oder finanzieller Aufwand betrieben werden müsste – wie eh und je der Versand 
von Rechnungen per Post das Mittel der Wahl. 
 
OLG Schleswig, Urteil vom 18. Dezember 2024, 12 U 9/24 
 
 

Schadensersatz wegen Verstoß gegen Auskunftspflicht 
Die Gerichte bleiben ihrer Linie treu: Nicht jeder Verstoß gegen die Auskunftspflicht 
nach Art. 15 DSGVO führt zu einem Schadensersatzanspruch. 
 
Geklagt hatte ein Azubi gegen seinen Ausbildungsbetrieb, einem Fitnessstudio. Der 
Azubi verlangte Auskunft über seine über ihn gespeicherten Daten. Das Verlangen 
bezog sich auch auf die Daten, die sich auf einem privat genutzten USB-Stick befan-
den. Der Beklagte gab an, dass er nur den Namen, sein Geburtsdatum, seine postali-
sche Anschrift, die Arbeitsplatzbeschreibung und die Arbeitszeiterfassung des Klägers 
gespeichert habe. Der Kläger ist der Auffassung, auf dem Stick seien auch private 
Fotos und Videos sowie Bewerbungsunterlagen gespeichert gewesen. Er befürchtet, 
dass der Beklagten die Daten missbräuchlich verwendet und an Dritte weitergibt. Er 
verlangt einen Schadenersatz in Höhe von 5.000,00 Euro.  
 
In der zweiten Instanz wurde dem Kläger ein Schadensersatz in Höhe von 2.500,00 
Euro zugesprochen. Das BAG hat einen Schadensersatzanspruch letzten Endes ver-
neint.  
 
Der Kläger hat nach Ansicht des BGH keinen Schaden dargelegt. Für einen Scha-
densersatzanspruch nach Art. 82 DSGVO ist es nach ständiger Rechtsprechung nicht 
ausreichend, nur den Verstoß gegen Bestimmungen der DSGVO nachzuweisen. Viel-
mehr muss durch diesen Verstoß ein Schaden entstanden sein. Der - selbst kurzzei-
tige - Verlust der Kontrolle über personenbezogene Daten kann grundsätzlich einen 
immateriellen Schaden. Voraussetzung ist aber, dass die betroffene Person den Nach-
weis erbringt, dass sie tatsächlich einen solchen Schaden - so geringfügig er auch sein 
mag - erlitten hat. Dabei können negative Gefühle ("Befürchtung") einen Anspruch auf 
Ersatz des immateriellen Schadens begründen. Das bloße Berufen auf eine bestimmte 
Gefühlslage reicht aber nicht aus. Das Gericht hat vielmehr zu prüfen, ob das Gefühl 
unter Berücksichtigung der konkreten Umstände als begründet angesehen werden 
kann. 
 
BAG, Urteil vom 17. Oktober 2024, 8 AZR 215/23 
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Ende des Supports von Windows für Office  
Der Support für Windows 10 endet am 14. Oktober 2025. Geräte, auf denen diese 
Versionen von Windows ausgeführt werden, erhalten danach keine Sicherheitsup-
dates mehr. Der Support endet auch für Office 2016 und Office 2019. Die Anwendun-
gen funktionieren zwar weiterhin nach diesem Datum, es besteht jedoch ein erhöhtes 
Risiko durch potenzielle Sicherheitslücken.  
 
Unternehmen, die diese Versionen noch nutzen, sollten Rücksprache mit Ihrem IT-
Dienstleister halten und ggf. die neusten Versionen installieren. 
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VERANSTALTUNGEN 
 
 
„Early Bird-Reihe zum Arbeitsrecht“ 
 
 

▪ Arbeitszeit: Was geht und was geht nicht? 
Dienstag, 13. Mai 2025, 08:30 - 09:30 Uhr, Onlineveranstaltung 

 

Anmeldungen bis 12. Mai 2025 2022 unter E-Mail: veranstaltungen@saar-
land.ihk.de oder per Direktlink. 

 
 

▪ Arbeitszeugnis: Wer schreibt, bleibt!? 
Dienstag, 10. Juni 2025, 8.30 - 9.30 Uhr, Onlineveranstaltung 

 

Anmeldungen bis 6. Juni 2025 unter E-Mail: veranstaltungen@saarland.ihk.de 
oder per Direktlink. 
 

 
„Verjährung: Was ist zu berücksichtigen?“ 
Dienstag, 23. September 2025, 18:00 - 19:30 Uhr, Raum 1-3, IHK Saarland, Franz-
Josef-Röder-Straße 9, 66119 
Dem täglichen Geschäftsverkehr liegen vielfältige Vertragsformen zugrunde, die sehr 
unterschiedliche Verjährungsfristen haben. Ergreift der Gläubiger nicht die richtigen 
Maßnahmen, können einige dieser Forderungen bereits nach 6 Monaten dauerhaft 
verjähren und fallen somit komplett aus. Denn: Die Geltendmachung eines Zahlungs-
anspruchs ist zeitlich nur begrenzt möglich. 
 
Frank Bintz, Geschäftsführer ADVIN Inkassoservice GmbH, Saarbrücken, zeigt 
Ihnen auf, wie die Verjährungsfristen sich berechnen und wann die Verjährung von 
Ansprüchen droht. Gleichzeitig gibt er Ihnen Handlungsinstrumente an die Hand, die 
Sie als Unternehmer eigenständig anwenden können, um eine drohende Verjährung 
abzuwenden. Gerade jetzt mit dem sich ankündigenden Jahresende ist es an der Zeit, 
dass jeder Unternehmer seine offenen Rechnungen überprüft und aktiv wird. 
 
Anmeldungen bis 22. September 2025 unter E-Mail: veranstaltungen@saar-
land.ihk.de oder per Direktlink. 
 

 
„Gleicher Lohn für gleiche Arbeit?“ 
Montag, 7. Juli 2025, 18.00 – 19.30 Uhr, IHK Saarland, Raum 1, Franz-Josef-
Röder-Str. 9, 66119 Saarbrücken 
Der Grundsatz „gleicher Lohn für gleiche Arbeit“ ist ein zentrales Thema in der heuti-
gen Arbeitswelt. Die Richtlinie zur Stärkung des Grundsatzes des gleichen Entgelts für 
gleichwertige Arbeit (EU-Entgelttransparenzrichtlinie) bringt umfassende Änderungen 
mit sich, die Arbeitgeber unabhängig von der Unternehmensgröße betreffen. Insbe-
sondere Unternehmen ab 100 Mitarbeitenden werden umfangreiche Berichtspflichten 
erfüllen müssen. Die Umsetzung in nationales Recht ist bis Juni 2026 vorgesehen. 
 
In ihrem Vortrag werden Wolfgang Hardt, Partner bei Ernst & Young Law, und Dr. 
Henning Curti, Partner bei EY, Ihnen die wesentlichen Aspekte der EU-
Entgelttransparenzrichtlinie näherbringen.  

mailto:veranstaltungen@saarland.ihk.de
mailto:veranstaltungen@saarland.ihk.de
https://www.saarland.ihk.de/ihk-saarland/Integrale?SID=C3AA41C435856DBD605D3BFC4BAA439D&ACTION=ViewPageView&MODULE=Frontend&PageView.PK=15&Document.PK=18722
mailto:veranstaltungen@saarland.ihk.de
https://www.saarland.ihk.de/p/Early_Bird_Arbeitszeugnis_Wer_schreibt,_bleibt_Webinar-15-18723.html
mailto:veranstaltungen@saarland.ihk.de
mailto:veranstaltungen@saarland.ihk.de
https://www.saarland.ihk.de/p/Verj%C3%A4hrung_Was_ist_zu_ber%C3%BCcksichtigen-15-18810.html
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Inhaltlich liegen die Schwerpunkte des Vortrages auf den folgenden Aspekten: 
 

• Vermittlung der Grundlagen der Entgelttransparenzrichtlinie und ihrer Anforde-
rungen an die Unternehmen (insbesondere Berichts- und Analysepflichten) 

• Strategien zur Umsetzung der Richtlinie im eigenen Unternehmen 

• Analyse des geschlechtsspezifischen Entgeltgefälles und Maßnahmen zu des-
sen Schließung 

 
Nutzen Sie die Gelegenheit, sich über die Auswirkungen der Richtlinie zu informieren 
und ihr Unternehmen schon jetzt auf die neuen Vorgaben vorzubereiten. 
 
Anmeldungen bis 4. Juli 2025 unter E-Mail: veranstaltungen@saarland.ihk.de oder 
per Direktlink. 
 
 
 
  

mailto:veranstaltungen@saarland.ihk.de
https://www.saarland.ihk.de/p/Gleicher_Lohn_f%C3%BCr_gleiche_Arbeit-15-18808.html
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